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Von:
Gesendet: Montag, 1. Februar 2021 09:56
An:
Betreff: Gemeinde Pfronten, Bebauungsplan Nr. 60 "Pfronten - Rehbichl/Haus 

Zauberberg", Beteiligung TÖB (hier: Kreisheimatpfleger Bereich 
Bodendenkmalpflege)

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
ich übermittle ihnen meine Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 60 "Pfronten - Rehbichl/Haus 
Zauberberg“ der Gemeinde Pfronten. 
 
Allgemeines: 
 
Im direkten Umfeld des Planungsgebietes befindet sich kein derzeit bekanntes Bodendenkmal. 
Auf den aus Sicht der Bodendenkmalpflege richtigen Umgang mit eventuell auftretenden, bisher noch 
unbekannten Bodendenkmälern ist im Bebauungsplan (Vorentwurf) knapp hingewiesen. 
 
Hier nun meine Stellungnahme: 
 
Durch den vorliegenden Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 60 "Pfronten - Rehbichl/Haus 
Zauberberg"der Gemeinde Pfronten werden die heimatpflegerischen Belange des Schutzgutes 
Bodendenkmal nicht berührt, da im Planungsgebiet derzeit keine Bodendenkmäler bekannt sind. 
Dennoch sollte deutlicher (und vielleicht in einem eigenständigen Aufzählungspunkt) auf die 
grundsätzliche Möglichkeit hingewiesen werden, dass neue Bodendenkmäler auftauchen könnten. 
 
Ich rege an, folgenden Passus in die Bauleitplanung mit einfließen zu lassen: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass trotz der in den vergangenen Jahren durchgeführten amtlichen 
Inventarisationen weitere archäologische Denkmäler (z.B. Hügelgräber, Schanzen, Burgställe und 
Altstraßen) sich der Kenntnis des Denkmalamtes entziehen können. Solche neu aufgefundenen 
Objekte genießen Schutzstatus nach Art. 7 BayDSchG und sind gemäß Art. 8 BayDSchG 
unverzüglich dem Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege (Dienststelle Schwaben, Klosterberg 8, 
86672 Thierhaupten) oder der Unteren Denkmalbehörde (Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstraße 
11, 87616 Marktoberdorf) anzuzeigen. 
 
Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 
Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer 
und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 
Arbeiten befreit. 
 
Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der 
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände 
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Kreisheimatpfleger Ostallgäu 
(Bereich Bodendenkmalpflege) 
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Von:
Gesendet: Mittwoch, 27. Januar 2021 12:06
An:

Betreff: T 01.02.2021 AN: 20-030 - Pfronten - BP Nr. 60 "Pfronten - Rehbichl/Haus 
Zauberberg" - Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange

Ihre Mail vom: 08.01.2021 
Unser Zeichen: 2-4622-OAL 159-1993/2021 
 
20-030 - Pfronten - BP Nr. 60 "Pfronten - Rehbichl/Haus Zauberberg" - Unterrichtung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange 
   
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
aus Sicht des Wasserwirtschaftsamtes Kempten bestehen unter Beachtung der nachfolgen fachlichen Vorgaben 
keine grundsätzlichen Einwände zu der vorgelegten Planung. 
 
Altlasten und Bodenschutz: 
Dem Wasserwirtschaftsamt Kempten sind keine Altablagerungen/Altstandorte im geplanten Baugebiet bekannt. 
 
Vorsorgender Bodenschutz: 
Bei den geplanten Maßnahmen sind auf dem gesamten Gelände umfangreiche Eingriffe in den Boden zu erwarten.  
Hinweis: 
Auch im beschleunigten Verfahren sind die Umweltbelange zu ermitteln und bei der Abwägung zu berücksichtigen.  
[Zitat aus: IIB5-4082.30-002/17: „Im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz 
ist freilich darauf hinzuweisen, dass § 13b BauGB die allgemeinen Regelungen des § 1 Abs. 6 Nr. 7, Abs. 7 i. V. m. § 1a Abs. 2 S. 3, 
Abs. 5 BauGB unberührt lässt und dementsprechend auch im beschleunigten Verfahren Umweltbelange zu ermitteln und bei der 
Abwägung zu berücksichtigen sind (vgl. hierzu auch Ziff. 3.6.5 des Mustereinführungserlasses)“  - Zitatende]. 

 
In den uns vorliegenden Unterlagen sind keinerlei Beschreibungen  zu den Böden und keine Bewertung der 
gesetzlich geschützten Bodenfunktionen vorhanden. 
Die Ausführungen zum Schutzgut Boden beschränken sich auf die Baugrunderkundung und Ergebnisse aus 
Bodenprobennahmen.  
 
Am Standort der Planung handelt es sich um die Böden Braunerde-Pseudogley. Nach Standortauskunft Boden 
[Umweltatlas Bayern] ist mit humosen Oberböden und geringen Grobbodenanteilen im Unterboden zu rechnen. 
Ob sich der Unterboden für Vegetationszwecke eignet, ist vor Beginn der Baumaßnahme zu klären im Rahmen der 
weiteren Ausführungsplanung, beispielsweise mit einem Bodenmanagement, festzustellen und zu berücksichtigen. 
Die Ziele des Bodenschutzes sind die Wiederherstellung der natürlichen Bodenfunktionen.  
Dazu sind folgende Mindestmaßnahmen zu beachten. 
Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu schonen, getrennt abzutragen, fachgerecht 
zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und möglichst wieder seiner Nutzung zuzuführen. 
Oberbodenmieten sind gemäß u. g. technischer Regeln anzulegen und zu pflegen. 
Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden- und Witterungsverhältnissen möglichst zu vermeiden. 
Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 18915 zu treffen. 
Für alle anfallenden Erdarbeiten sind die allgemein geltenden Normen DIN 18915 Kapitel 7.3 (Ausgabe Juni 2018) 
und die DIN 19731 zum sachgemäßen Umgang und zur rechtskonformen Verwertung des Bodenmateriales 
anzuwenden.  
 
Wasserversorgung und Grundwasserschutz 
Aus fachlicher Sicht stehen dem Vorhaben keine Einwände gegenüber.  
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Die Planung sieht die Nutzung von Regenwasser u. a. für die WC-Anlagen vor. Dies wird aus wasserwirtschaftlicher 
Sich ausdrücklich begrüßt, da der von Klimaexperten prognostizierte Rückgang der Grundwasserneubildung bei 
zukünftigen Bauplanungen grundsätzlich einen naturnahen Umgang mit Regenwasser berücksichtigen sollte. Wir 
empfehlen auch, geeignete Regenwasserspeichermöglichkeiten zur Bewässerung der Grünanlagen vorzusehen. 
 
Gewässerschutz 
Mit der vorgesehenen Versickerung des Niederschlagswassers besteht grundsätzlich Einverständnis. Aus 
wasserwirtschaftlicher Sicht ist bevorzugt eine breitflächige Versickerung (muldenförmige Ausbildung) über den 
bewachsenen Oberboden anzustreben. Dies kommt der natürlichen Versickerung am nächsten. Insofern bitten wir 
Sie zu prüfen, ob eine Flächen-, Mulden- oder Mulden-Rigolenversickerung umgesetzt werden kann. 
 
Für die Niederschlagswasserversickerung ist das DWA Arbeitsblatt A 138 „ Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur 
Versickerung von Niederschlagswasser“ zu beachten.  In Abhängigkeit der Flächengröße findet ggf. die 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung NWFreiV sowie die dazugehörigen Technischen Regeln TRENGW 
Anwendung.  
 
Hinweise für Gemeinde, Planer und Bauherr: 
Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab von Gewässern zu Überflutungen kommen. Die Vorsorge 
gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung.  

 Zum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Räume sind geeignete 
Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder Rückschlagklappen.  

 Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebäude soll mindestens 25 cm über Gelände 
festgesetzt werden. Gebäude sind bis zu dieser Höhe wasserdicht zu errichten (Keller wasserdicht und 
auftriebssicher, dies gilt auch für Kelleröffnungen, Lichtschächte, Zugänge, Tiefgaragenzufahrten, 
Installationsdurchführungen etc.). 

 
Sollten sich Rückfragen ergeben, stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen  

 
Wasserwirtschaftsamt Kempten 
Rottachstr. 15 
87439 Kempten 

 
 
 
Von:  
Gesendet: Freitag, 8. Januar 2021 09:45 
An: 

Betreff: 20-030 - Pfronten - BP Nr. 60 "Pfronten - Rehbichl/Haus Zauberberg" - Unterrichtung der Behörden und 
Träger öffentlicher Belange 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Gemeinderat der Gemeinde Pfronten hat in seiner Sitzung am 25.11.2020 die Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 60 "Pfronten-Rehbichl/Haus Zauberberg" (Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)) 
beschlossen. Gemäß § 13a BauGB wird der Bebauungsplanes Nr. 60 "Pfronten-Rehbichl/Haus Zauberberg“ im sog. 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
 

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB werden Sie als Fachbehörde / Träger öffentlicher Belange von der Planung unterrichtet und 
gebeten, Ihre Äußerung bis spätestens zum Montag, den 01.02.2021, abzugeben. 
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Alles Weitere entnehmen Sie bitte dem Anhang. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Planungsbüro DAURER + HASSE 
 

 
 
 
DAURER + HASSE 
Büro für Landschafts- Orts- und Freiraumplanung 
Landschaftsarchitekten bdla + Stadtplaner 
Buchloer Str. 1 
86879 Wiedergeltingen 
 

Tel  08241 / 800 64 0 

Fax 08241 / 99 63 59 
www.daurerhasse.de 
 
Die Partnerschaftsgesellschaft Wilhelm Daurer + Meinolf Hasse, 
Landschaftsarchitekten bdla + Stadtplaner mit Sitz in Wiedergeltingen  
ist eingetragen im Partnerschaftsregister Memmingen unter Nr. PR 60. 
 
 
 
 
















